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Zusammenfassung: Die ökonomische Ungleichheit steht
im Fokus der aktuellen politischen Debatte. Paul Hufe,
Andreas Peichl und Marc Stöckli zeigen in diesem Artikel,
wie die Einkommen, der Konsum und die Vermögen in
Deutschland verteilt sind. Dabei erläutern sie, welche Kon-
zepte und Datengrundlagen in der Forschung zur Anwen-
dung kommen und welche Schwierigkeiten bestehen. Sie
zeigen, dass die Einkommens- und Konsumungleichheit in
den vergangenen Jahrzehnten deutlich zugenommen hat,
sich seit einigen Jahren aber stabilisiert. Die schlechte
Datenverfügbarkeit erschwert dabei eine umfassende Ana-
lyse. Insbesondere in Bezug auf die Vermögen ist es
schwierig, detaillierte Aussagen über deren Verteilung zu
treffen.
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1 Ungleichheit in Deutschland

Über das Thema ökonomische Ungleichheit wird sowohl
in Politik, Öffentlichkeit und Medien als auch in der aka-
demischen Literatur heiß diskutiert. Thomas Piketty ver-
öffentlichte 2014 das Buch „Das Kapital im 21. Jahrhun-
dert“, das in kürzester Zeit international zum Bestseller
avancierte und die Verteilungsgerechtigkeit ins mediale
Rampenlicht rückte. In dem Buch zeigt Piketty, dass die
Einkommens- und Vermögenskonzentration in den Indus-
trienationen seit Mitte des 20. Jahrhunderts deutlich zu-
genommen hat. Zwar ist er nicht der erste Wissenschaftler,
der auf diese Entwicklung hingewiesen hat, doch dank

umfangreicher Archivarbeit war es ihm und seinen Ko-
autoren erstmals möglich, die Entwicklung der Ungleich-
heit über einen langen Zeitraum offenzulegen und dies
über die Medien im öffentlichen Diskurs zu platzieren. Die
Occupy-Wallstreet-Bewegung hat ihren Slogan „We are
the 99 percent” in direkter Anlehnung an die Forschungs-
ergebnisse von Piketty und seinem Koautor Emmanuel
Saez zur Entwicklung des Einkommensanteils der oberen 1
Prozent der Bevölkerung in den Vereinigten Staaten ge-
wählt (Piketty und Saez 2003, 2007). Die Anteile des öko-
nomischen „Kuchens“, die an die oberen 10 Prozent bezie-
hungsweise 1 Prozent der Bevölkerung gehen, steigen
nicht nur in den Vereinigten Staaten, sondern auch in
vielen anderen Ländern (Piketty und Saez 2003, Atkinson
und Piketty 2007, Atkinson et al. 2011 sowie Bartels 2017).

Auch in Deutschland trifft das Thema auf offene Ohren
und hat seither einen festen Platz in der wissenschaftli-
chen und politischen Debatte. Verfolgt man den Diskurs,
so hat man den Eindruck, dass es um die Verteilungs-
gerechtigkeit in der sozialen Marktwirtschaft schlecht be-
stellt ist. Und in der Tat gibt es Entwicklungen, die es
ernstzunehmen gilt. Korrekt ist, dass hierzulande das
reichste Prozent der steuerzahlenden Bevölkerung über
rund 13 Prozent des gesamten Nationaleinkommens ver-
fügt.1 Wenn man lediglich die arbeitende Bevölkerung
betrachtet, dann zeigt sich, dass die Löhne der oberen
Perzentile innerhalb der vergangenen 20 Jahre deutlich
stärker gewachsen sind als jene der unteren Perzentile
(vgl. Felbermayr et al. 2016). Es gibt jedoch auch gegen-
läufige Entwicklungen. Wenn man in der Ungleichheits-
berechnung beispielsweise auch den arbeitslosen Teil der
Bevölkerung berücksichtigt, lässt sich in Folge der gefalle-
nen Arbeitslosigkeit ein merkbarer Rückgang der Arbeits-
einkommensungleichheit feststellen (vgl. Felbermayr et al.
2016 sowie Peichl und Stöckli 2018).

Die obigen Beispiele deuten an, dass die Beurteilung
der Ungleichheitsentwicklung maßgeblich von der ver-
wendeten Datengrundlage, den angewandten Messkon-
zepten sowie den betrachteten Zielvariablen abhängt. Inte-
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ressieren wir uns nun für die Verteilung von Stundenlöh-
nen, monatlichen oder jährlichen Brutto- oder Nettoein-
kommen, Konsumausgaben oder Vermögen? Analysieren
wir die steuerzahlende, die arbeitstätige oder die gesamte
Bevölkerung? Unterschiedliche Antworten auf jene Fragen
führen zu unterschiedlichen Messungen und in der Folge
auch zu Unterschieden in der politischen Bewertung.

In diesem Artikel geben wir einen Überblick über die
Entwicklung der ökonomischen Ungleichheit in Deutsch-
land. Dabei gehen wir insbesondere auf verschiedene Da-
tengrundlagen, Messkonzepte und Zielvariablen ein. Na-
türlich kann dieser Übersichtsartikel in dieser Hinsicht
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben.2 Dennoch
beabsichtigen wir, durch eine transparente Darstellung
der unterschiedlichen Ergebnisse zu einer Versachlichung
der Ungleichheitsdebatte in Deutschland beizutragen.3

2 Konzepte und verfügbare Daten

Wie angedeutet, ist es wichtig, unterschiedliche Aspekte
der ökonomischen Ungleichheit zu berücksichtigen und
sie aus verschiedenen Blickwinkeln zu beleuchten.

2.1 Konzepte

Ökonomische Ungleichheit ist nicht als grundsätzlich
schlecht zu bewerten.4 Tatsächlich sind die wenigsten An-
hänger des Egalitarismus der Überzeugung, dass eine Un-
gleichverteilung der Ressourcen unter keinen Umständen
gerechtfertigt wäre. Man stelle sich ein hypothetisches Sze-
nario vor, in dem die gesamte Bevölkerung wirtschaftlich
bessergestellt wird, eine kleine Gruppe innerhalb der Be-
völkerung jedoch leicht besser als der Rest. VieleMenschen
ziehen dieses Szenario dem Status quo vor, zumindest so-
langederUnterschied zudenBessergestelltennicht zugroß
ist.

Ökonomisch betrachtet übernimmt Ungleichheit zu-
dem wichtige Funktionen in einer Marktwirtschaft. In

Bezug auf die Arbeitsmärkte beispielsweise stellen Lohn-
unterschiede einenAnreiz für Investitionen inHumankapi-
tal dar (vgl. Welch 1999). Sie weisen auf Angebotsengpässe
hin und ermöglichen es,Menschen für Tätigkeiten in unter-
schiedlichenArbeitsumfeldern angemessen zukompensie-
ren. Ein gewisses Maß an Ungleichheit ist daher sogar
gewollt (vgl. Salverda et al. 2009). Es muss jedoch betont
werden, dass dem Ausmaß der ökonomischen Ungleich-
heit Grenzen gesetzt sind, sowohl aus wirtschaftlichen als
auch aus normativen Gründen. Strittig ist, wo diese Gren-
zen zu verorten sind.

In der wissenschaftlichen Diskussion stellt sich die
Frage: „Ungleichheit von was zwischen wem?“ (Atkinson
und Bourguignon 2001, Osberg 2001 sowie Goldfarb und
Leonard 2005). Die Antwort auf den interpersonellen As-
pekt ist dabei von Ökonomen in der Regel schnell beant-
wortet. Der Begriff der Ökonomie lässt sich auf den Begriff
Oikos aus demantikenGriechenland zurückführen; er lässt
sich salopp mit Haushalt übersetzen. Die Wirtschaftswis-
senschaft lässt sich so beschreiben als das Studium des
kleinstmöglichen menschlichen Zusammenschlusses in
der Gesamtwirtschaft zum Zweck von gemeinsamer Pro-
duktion und geteiltem Konsum. Nichtsdestotrotz ist bei der
Betrachtung vonEinkommensunterschiedenoft das Indivi-
duumoder das Steuersubjekt im Fokus und nicht der Haus-
halt. Im Fall des Singlehaushalts decken sich diese drei
Kategorien, aber das lässt sich selbstverständlich nicht ver-
allgemeinern. Ein verheiratetes Paar kann einen Haushalt
formen, es mag ein oder zwei Steuersubjekte darstellen,
und es besteht definitiv aus zwei Individuen. Wenn man
nun noch Kinder mit einbezieht (oder andere Haushalts-
mitglieder – wie im Fall von „Bedarfsgemeinschaften“ im
deutschen Transfersystem), dann verzerrt sich das Verhält-
nis derAnzahl von IndividuenundSteuersubjektenweiter.

Die Wahl der Untersuchungseinheit und des Einkom-
menskonzepts hat jedoch entscheidenden Einfluss auf die
Messung von Ungleichheit. Armour et al. (2013) analysie-
ren die Sensitivität verschiedener Messmethoden und
-konzepte. Die Ergebnisse zeigen, dass unterschiedlich
gewählte Analyseeinheiten (Individuum, Steuersubjekt,
Haushalt) oder Einkommenskonzepte (mit oder ohne Ein-
beziehung von Steuern und Transfers) zu unterschiedli-
chen Ergebnissen und Trends der Ungleichheitsentwick-
lung führen. Dies führt zurück zur eingangs gestellten
Frage der „Ungleichheit von was?“. Die Analyse von Un-
gleichheit in der empirischen Literatur fokussiert sich hier
üblicherweise auf die Verteilung von Löhnen, Arbeitsein-
kommen oder Gesamteinkommen (vor oder nach Umver-
teilung). Seltener ist die Analyse von Konsumausgaben
oder Vermögen. Wir werden alle diese Zielvariablen be-
trachten.

2 Siehe zum Beispiel Boockmann et al. 2016 oder Peichl et al. 2017 für
weitere Analysen der Entwicklung wirtschaftlicher Ungleichheit in
Deutschland. Einen sehr guten Überblick über die Ungleichheitsent-
wicklung in aller Welt findet sich im Ungleichheitskapitel des Endbe-
richts des International Panel on Social Progress (IPSP), vgl. Klasen et
al. 2018.
3 Wir gehen in diesem Artikel weniger auf die potentiellen Ursachen
ein, warum sich Ungleichheit ändert. Siehe hierzu beispielsweise
Peichl et al. 2012, Boockmann et al. 2016 oder Biewen et al. (im
Erscheinen).
4 Siehe hierzu auch Peichl und Pestel 2015.
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Sofern nicht anders angegeben, betrachten wir in der
folgenden Analyse alle Zielvariablen auf Haushaltsebene.
Dabei berücksichtigen wir unterschiedliche Zusammenset-
zungen vonHaushalten, indemwir die Einkommenmit der
Anzahl und der Art der Haushaltsmitglieder gewichten.
Hierfür dividieren wir das verfügbare Haushaltseinkom-
menmit einem Äquivalenzfaktor, nach welchem der Haus-
haltsvorstand mit dem Faktor 1,0 gewichtet wird, während
sonstige Haushaltsmitglieder ab 18 Jahren den Faktor 0,5
erhalten. Mitglieder unter 18 Jahren erhalten den Faktor
0,3. Die haushaltsinterne Gewichtung erfasst, dass größere
Haushalte proportional gesehen nicht das gleiche Einkom-
men zum Erreichen eines vergleichbaren Konsumniveaus
benötigen wie kleinere. Beispielsweise hat jeder Haushalt
die gleichen Kosten für den Kauf eines Geschirrspülers
oder eines Kühlschranks, egal ob es sich um einen Sing-
lehaushalt oder Großfamilienhaushalt handelt. In der grö-
ßeren Familie erstreckt sich der Konsumwert dieser Gegen-
stände allerdings auf mehrere Individuen.

Weiterhin fassenwir die betrachteten Verteilungenmit
Hilfe desGini-Koeffizienten, des in der Literatur gängigsten
Ungleichheitsmaßes, zusammen.5 Bei einer vollkommenen
GleichverteilungnimmtderGini-Koeffizient einenWert von
0 an. Der Maximalwert von 1 würde erreicht, wenn sich das
gesamte Einkommen auf eine Person konzentrierte. Zudem
beschränken wir alle Analysen auf die Bevölkerung im
erwerbsfähigenAlter von 25 bis 59 Jahren. Somit vermeiden
wir starke Verzerrungen, wie sie sich ergäben, wenn man
Individuen einbezöge, die sich entweder noch in Ausbil-
dungoder bereits inRentebefinden.

2.2 Daten

Für Deutschland stehen zahlreiche qualitativ hochwertige
Mikrodaten für die Analyse von Ungleichheit zur Ver-
fügung. In der vorliegenden Analyse beziehen wir uns ins-
besondere auf folgende Datenquellen, die jeweils ihre Vor-
und Nachteile haben:
‒ Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist eine seit

1984 durchgeführte repräsentative Befragung von
mehr als 20.000 Personen aus rund 11.000 Haushal-
ten. Das Fragenspektrum ist sehr breit und deckt
neben Einkommensdaten auf Haushalts- und Indivi-
dualebene auch eine Vielzahl sozioökonomischer In-

formationen der Haushalte ab. Zusätzlich zu Einkom-
mensinformationen enthält das SOEP für die Jahre
2002, 2007 und 2012 eine Vermögensbilanz. Durch die
Breite der verfügbaren Informationen ermöglicht das
SOEP weitreichende Analysen für verschiedene Haus-
haltstypen und Einkommensklassen. Trotz einer über-
proportionalen Stichprobenziehung von Haushalten
mit hohem Einkommen sind die oberen Perzentile der
Einkommensverteilung jedoch unzureichend erfasst.
In der vorliegenden Arbeit dient das SOEP vor allem
zur Analyse der Einkommensungleichheit. Auch die
Analyse der Vermögensverteilung erfolgt auf dieser
Basis.

‒ Die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) ist
eine amtliche Statistik über die Lebensverhältnisse
privater Haushalte in Deutschland. Hierfür werden
seit 1978 etwa 0,2 Prozent aller privaten Haushalte in
Deutschland in fünfjährlichem Abstand befragt. Dies
entspricht derzeit mehr als 50.000 Haushalten mit
weit mehr als 100.000 Personen. Im Gegensatz zum
SOEP ist die EVS kein Panel und verfügt durch den
fünfjährlichen Erhebungszyklus über weniger Be-
obachtungen im Zeitverlauf. Mit einer vorgelagerten
Erhebung Anfang der sechziger Jahre lässt sich jedoch
ein längerer Zeitraum abdecken. Schwierigkeiten in
der zeitlichen Vergleichbarkeit ergeben sich jedoch
durch die Umstellung des Erhebungsmodus von ei-
nem jährlichen auf einen vierteljährlichen Referenz-
zeitraum zwischen 1993 und 1998. Neben der detail-
lierten Erhebung von Einkommen und Ausgaben
umfasst die EVS Informationen über die Konsumaus-
gaben privater Haushalte. Ähnlich wie im SOEP sind
die obersten Perzentile der Einkommensverteilung un-
terrepräsentiert. Neben der Analyse der Konsum-
ungleichheit nutzen wir die EVS zur Darstellung der
langfristigen Ungleichheitsentwicklung.

‒ Die World Inequality Database (WID) bietet konsistent
aufbereitete Daten über die Einkommens- und Ver-
mögensanteile der obersten Perzentile auf Basis von
Steuerstatistiken. Für Deutschland liegen Einkom-
mensungleichheitsmaße von 1872 bis 2013 vor. Neben
der Abdeckung einer langen Zeitperiode ist insbeson-
dere die länderübergreifende Vergleichbarkeit dieser
Datenquelle zu betonen. Wir nutzen die WID zur Dar-
stellung der langfristigen Ungleichheitsentwicklung
am oberen Ende der Einkommensverteilung.

‒ Die Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Le-
bensbedingungen (European Union Statistics on Inco-
me and Living Conditions, kurz EU-SILC) ist eine Ge-
meinschaftsstatistik der europäischen Statistikämter
und verfügt über harmonisierte Haushaltsdaten in Be-

5 Die Verwendung anderer Ungleichheitsmaße verändert natürlich
manchen Trend im Zeitverlauf. An den grundlegenden Aussagen
ändert sich jedoch nichts. Deshalb verzichten wir auf die Darstellung
der Ergebnisse der gleichen Analyse mit unterschiedlichen Ungleich-
heitsmaßen.
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zug auf Einkommen, Lebenssituation und Gesundheit.
In den Jahren 2005 und 2011 wurden des Weiteren
detaillierte Daten über das individuelle Umfeld wäh-
rend der Kindheit erhoben.Wir nutzen die EU-SILC zur
Messung der Chancengerechtigkeit in Deutschland.

Weitere zur Verfügung stehende Datensätze, die in dieser
Arbeit aus Platzgründen jedoch keine Berücksichtigung
finden, sind die Stichprobe der Integrierten Arbeitsmarkt-
biografien (SIAB) sowie das Taxpayer-Panel (TPP). Beide
Datensätze zeichnen sich durch eine große Stichproben-
größe aus, sind jedoch auf in der Sozialversicherung er-
fasste Personen (SIAB) sowie die Steuereinheiten (TPP)
begrenzt.

Drechsel-Grau et al. (2015a,b) analysieren die Un-
gleichheitsentwicklung im SOEP und TPP. Das SOEP und
das TPP bilden die Einkommenssituation zweier verschie-
dener Subpopulationen der Bevölkerung in Deutschland
ab. Während die administrativen Daten der Steuerstatistik
die Population der Steuerzahler bis zum oberen Rand der
Einkommensverteilung umfassen, bildet das SOEP auch
Teile der Bevölkerung ab, die keine Steuererklärung ein-
reichen. Dafür sind wie gesagt Spitzeneinkommen im SO-
EP unterrepräsentiert (vgl. Bach et al. 2009). Aufgrund
dieser Differenzen reagieren auf Basis der beiden Daten-
quellen berechnete Ungleichheitsindikatoren unterschied-
lich sensitiv auf makroökonomische Veränderungen.

Aus diesem Grund fordern unter anderem Drechsel-
Grau et al. (2015b) sowie Peichl (2017) eine Verbesserung
der Datengrundlage für die Analyse von Einkommens- und
Vermögensverteilungen (Löffler et al. (2015) unterbreiten
konkrete Vorschläge hierzu). Die Datenlage in Deutsch-
land ist besser als zum Beispiel vor 20 Jahren. Aber „bes-
ser“ ist nicht gleich „sehr gut“. Gerade im internationalen
Vergleich mit anderen hochentwickelten Volkswirtschaf-
ten wie den skandinavischen Ländern, den Vereinigten
Staaten oder dem Vereinigten Königreich schneidet
Deutschland schlecht ab, insbesondere was die Verknüp-
fung von administrativen Datensätzen entweder mit ande-
ren amtlichen Mikrodaten oder aber mit Befragungsdaten
angeht. Der Zugang zu statistischen Daten hoher Qualität,
insbesondere administrativen Daten der amtlichen Statis-
tik, ist jedoch für eine effektive und internationalen Stan-
dards genügende wissenschaftliche Politikberatung ent-
scheidend.

3 Die Verteilung der Einkommen

Die Ungleichheitsdebatte bezieht sich – oft aus Gründen
der Datenverfügbarkeit – vorrangig auf das Konzept der

Einkommensungleichheit. Dabei ist es wichtig, zwischen
unterschiedlichen Einkommenskonzepten zu unterschei-
den. Einerseits interessiert uns, wie sich die Marktein-
kommen entwickelt haben. Darunter versteht man jene
Einkommen, die am Markt durch Erwerbstätigkeit, Unter-
nehmertum oder auch Kapitalanlage erwirtschaftet wer-
den. Die Betrachtung dieses Konzepts ist sinnvoll, wenn
Marktentwicklungen und deren Einfluss auf die Einkom-
mensspreizung untersucht werden sollen. Aus diesem
Grund nutzen Piketty und Koautoren die individuellen
Markteinkommen aus administrativen Steuerdaten, umdie
Entwicklung der oberen Prozent der Einkommensvertei-
lungherauszuarbeiten.

Wenn jedoch eine Beurteilung der wirtschaftlichen
Wohlfahrt abgeleitet werden soll, ist Vorsicht geboten, da
die Markteinkommen die Umverteilungsmaßnahmen
durch den Staat nicht einbeziehen. Jene Maßnahmen wer-
den im verfügbaren Einkommen erfasst. Das verfügbare
Einkommen entspricht dem Markteinkommen abzüglich
von Steuern und Sozialabgaben sowie zuzüglich der erhal-
tenen Transferzahlungen. Das verfügbare Einkommen re-
präsentiert also das Einkommen, das für Konsum und
Sparen zur Verfügung steht. Es macht einen großen Unter-
schied, welches Einkommenskonzept man für die Analyse
verwendet. So ist es möglich, dass die Ungleichheit der
Markteinkommen steigt, während jene der verfügbaren
Einkommen sinkt.

Neben dem Einkommenskonzept spielt die analysierte
Bevölkerungsgruppe eine große Rolle. Betrachtet man bei-
spielsweise nur die arbeitende Bevölkerung, kann ein
Rückgang der Arbeitslosigkeit zu dem scheinbar parado-
xen Ergebnis führen, dass es zu einem Anstieg der Lohn-
ungleichheit kommt (Felbermayr et al. 2016, Peichl und
Stöckli 2018). Wie sich zeigenwird, spielt diese Unterschei-
dung in Deutschland insbesondere durch die aktivistische
Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jahre eine große Rol-
le.

Weiterhin sind regionale Unterschiede der Ungleich-
heitsentwicklung zu beachten. Ausgehend von einer rela-
tiv homogenen Einkommensverteilung, ist die Erfahrung
der Ungleichheitsentwicklung in Ostdeutschland eine
gänzlich andere als im alten Bundesgebiet. Neben der wirt-
schaftlichen Konvergenz lässt sich auch eine Angleichung
der Ungleichheitsniveaus zwischen beiden Teilen der Re-
publik beobachten.
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3.1 Entwicklung der verfügbaren Einkommen
seit 1962

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Ungleichheit der
äquivalenzgewichteten Haushaltseinkommen auf Basis
der EVS. Für den Zeitraum vor der Wiedervereinigung sind
nur dieWerte fürWestdeutschland abgebildet, von 1991 an
auch jene für die gesamte Bundesrepublik.

Abbildung 1: Langfristige Entwicklung der Einkommensungleichheit
in West- und Gesamtdeutschland, 1962–2012
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der EVS (Statistisches
Bundesamt 2016)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
verfügbaren Haushaltseinkommen der Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter (25 bis 59 Jahre).

Im Zeitverlauf ist eine U-förmige Entwicklung des Gini-
Koeffizienten festzustellen. In den sechziger und siebziger
Jahren, einer durch nachfrageorientierte Wirtschaftspoli-
tik geprägten Periode (vgl. Tuchtfeldt 1995 und Quaas
2000), kommt es zu einem Rückgang der Ungleichheit. Seit
Mitte der achtziger Jahre ist hingegen ein deutlicher Trend
hin zu einer steigenden Spreizung der verfügbaren Ein-
kommen erkennbar. Diese Phase ist geprägt von einer
Reduktion der Staatsausgaben, moderaten Steuersenkun-
gen für Unternehmen sowie einer konsequenten Politik der
Preisniveaustabilisierung der Deutschen Bundesbank (vgl.
Zohlnhöfer 2013). Ein deutlicher Anstieg ist auch in den
Jahren um die deutsche Wiedervereinigung zu beobach-
ten. Zwischen 1987 und 1992 springt der Gini-Koeffizient
für Westdeutschland von 0,244 auf 0,266 Punkte. Auch in
der Folge, insbesondere ab Mitte der Nullerjahre, ist ein
weiterer Anstieg der Ungleichheit zu beobachten.

3.2 Die Rolle des Steuer- und
Transfersystems

Wie bereits angedeutet, ist bei der Bewertung derUngleich-
heitsentwicklung eineDifferenzierung nach verschiedenen
Einkommenskonzepten unabdingbar. Abbildung 2 zeigt
den Gini-Koeffizienten der Haushaltseinkommen jeweils
vor und nach Steuern und Transfers für Gesamtdeutsch-
land, basierend auf SOEP-Daten. Die grauen Balken stellen
die Differenz der beiden Gini-Koeffizienten dar. Es zeigt
sich, dass der Staat die Einkommensungleichheit durch
Umverteilungsmaßnahmen deutlich senkt; im Beobach-
tungszeitraum beträgt die Differenz zwischen den Indizes
fürMarkteinkommen auf Haushaltsebene und verfügbaren
Haushaltseinkommen durchschnittlich 0,108 Punkte. Die-
se Differenz kann als die Fähigkeit des Wohlfahrtsstaates
interpretiertwerden, derUngleichheit entgegenzuwirken.

Ebenfalls erkennbar ist, dass die Differenz zwischen
Markteinkommen und verfügbaren Einkommen keines-
wegs konstant über den Zeitverlauf ist. Während die Sprei-
zung der Markteinkommen im Zuge der Wiedervereini-
gung bis 1996 zunimmt, bleibt die Ungleichheit der
verfügbaren Haushaltseinkommen in diesem Zeitraum
beinahe konstant. Diese Entwicklung ist nur durch relativ
starke Eingriffe des Wohlfahrtsstaats zu erklären. Seit der
Jahrtausendwende ist die umverteilende Wirkung des
Wohlfahrtsstaates leicht rückläufig. In der Folge verlaufen
die beiden Kurven relativ parallel. Dies deutet darauf hin,
dass die Ungleichheitsentwicklung in den vergangenen
Jahrzehntenmaßgeblich durch die Entwicklung der Markt-
einkommen getrieben ist. Dies bedeutet natürlich nicht,
dass Reformen der wohlfahrtsstaatlichen Institutionen,
zum Beispiel die Senkung des Spitzensteuersatzes oder
auch die Senkung des Steuereingangssatzes im Jahr 2005,
keinen Einfluss auf die Ungleichheitsentwicklung haben.
Schließlich beeinflussen jene Institutionen durch Ver-
änderungen in den Anreizwirkungen bereits die Vertei-
lung der Markteinkommen (vgl. Peichl und Stöckli 2018).
Insgesamt lässt sich jedoch feststellen, dass die umvertei-
lendeWirkung desWohlfahrtsstaates in den zurückliegen-
den 20 Jahren relativ konstant ist –mit einer leicht sinken-
den Tendenz: Mitte der neunziger Jahre reduziert sich
durch die Umverteilung der Gini-Koeffizient um rund 0,118
Indexpunkte, am aktuellen Rand beträgt die Differenz nur
noch 0,103 Punkte.
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Abbildung 2: Entwicklung der Einkommensungleichheit nach
Einkommensart, 1991–2015
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP (v33)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
Haushaltseinkommen der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25
bis 59 Jahre) und beziehen sich auf Gesamtdeutschland. Die grauen
Balken stellen die Differenz der beiden Gini-Koeffizienten dar.

3.3 Verschiedene Bevölkerungsgruppen

Piketty und seine Koautoren haben in einer einflussrei-
chen Studie darauf hingewiesen, dass der beobachtete
Trend der zunehmenden Einkommensspreizung in den
Industrieländern vor allem auf die Zugewinne der oberen
Einkommensklassen zurückzuführen ist (Alvaredo et al.
2018). Auf Grundlage von administrativen Steuerdaten so-
wie von Haushaltsumfragen haben die Forscher unter-
sucht, wie sich die Einkommen der obersten Einkommens-
gruppen relativ zum Rest der Bevölkerung entwickelt
haben. Dahinter steckt die Befürchtung, dass die Sprei-
zung zwischen Kapital- und Arbeitseinkommen zunimmt
und dass eine sich herausbildende Einkommenselite de-
mokratiezersetzendeWirkung entfalten könnte.

Abbildung 3 zeigt den prozentualen Anteil am Natio-
naleinkommen der reichsten 10 Prozent sowie des reichs-
ten 1 Prozent der Bevölkerung auf Basis der WID sowie des
SOEP. Konzentrieren wir uns zunächst auf die Zeitreihen
der WID. Im Zeitverlauf sind vor allem die Anteile der
oberen 10 Prozent deutlich gestiegen. Von rund 30 Prozent
in den fünfziger Jahren stieg der Einkommensanteil dieser
Verdienstgruppe auf 40 Prozent am aktuellen Rand. Dies
bedeutet, dass diese Gruppe ein Vierfaches der Einkom-
men erhält, die ihr bei einer kompletten Gleichverteilung
zustünden. Bei den oberen 1 Prozent kommt es in den
sechziger und siebziger Jahren erst zu einem Rückgang, in
den achtziger Jahren anschließend zu einem neuerlichen
Anstieg der Einkommensanteile. Dieser Verlauf repliziert

die bereits in Abbildung 1 zu erkennende U-förmige Ent-
wicklung der Ungleichheit. Im Jahr 2013 gingen mehr als
13 Prozent des Nationaleinkommens an das obere 1 Pro-
zent der Bevölkerung, also 13 Mal mehr als bei einer
Gleichverteilung. So gesehen sind selbst die Haushalte um
das 90-Prozent-Perzentil „arm“ im Verhältnis zum 99-Pro-
zent-Perzentil.

Wenn wir nun die Werte der WID mit den Werten des
SOEP vergleichen, sehen wir, dass das SOEP die Einkom-
mensungleichheit am oberen Ende der Einkommensvertei-
lung deutlich unterschätzt (siehe hierzu auch Drechsel-
Grau et al. 2015a). Neben geringfügigen Unterschieden in
den Aggregatsdefinitionen ist dies hauptsächlich wieder
dadurch zu erklären, dass die Empfänger hoher Einkom-
men, insbesondere von Einkünften aus unternehmerischer
Tätigkeit, in umfragebasierten Erhebungen wie dem SOEP
unterrepräsentiert sind. In den WID-Daten, die auf der
Vollerhebung (aggregierter) Steuerdaten beruhen, sind sie
enthalten. Dafür fehlen die untersten 20 bis 30 Prozent der
Einkommensverteilung, die für die Einkommensanteils-
berechnung jedoch so gut wie keine Rolle spielen.

Abbildung 3: Entwicklung der Einkommensanteile der reichsten
Bevölkerung, 1949–2015
Quelle: World Inequality Database; eigene Berechnung auf Basis des
SOEP (v33)
Anmerkung: Dargestellt sind die Einkommensanteile der reichsten 10
Prozent beziehungsweise 1 Prozent amNationaleinkommen, jeweils
auf Grundlage derWID-Daten und des SOEP. Bis 1990 beziehen sich
die Angaben auf Westdeutschland, von 1991 an auf
Gesamtdeutschland.

Bei der Betrachtung der Ungleichheitsentwicklung in
Deutschland ist es weiterhin unabdingbar, die Entwick-
lung in der Gesamtbevölkerung von der Entwicklung in
der arbeitenden Bevölkerung abzugrenzen. Dies ist mit der
aktivistischen Arbeitsmarktpolitik der vergangenen Jahre
zu erklären. Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der Un-
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gleichheit der individuellen Arbeitseinkommen, differen-
ziert nach arbeitender und gesamter Bevölkerung. Von
2005 an ist ein Rückgang der Ungleichheit für die Gesamt-
bevölkerung zu erkennen, während die Ungleichheit der
Beschäftigten auf einem gleichbleibend hohen Niveau ver-
bleibt. Diese Differenz ist mit dem Beschäftigungsanstieg
jener Zeit zu erklären, der die Einkommensverteilung am
unteren Rand ergänzte. Somit vergrößerte sich die Sprei-
zung der Arbeitseinkommen in der arbeitenden Bevölke-
rung, während in Gänze ein rückläufiger Trend der Un-
gleichheit zu beobachten war. Mit anderen Worten:
Aufgrund von Zusammensetzungseffekten (vormals Ar-
beitslose beziehen zumeist niedrigere Löhne/Einkommen
als schon Beschäftigte) steigt die Ungleichheit unter den
Beschäftigten, während die Ungleichheit in der Gesamt-
bevölkerung sinkt, da Menschen ohne Einkommen (die
Arbeitslosen) nun ein positives Einkommen beziehen.

Abbildung 4: Entwicklung der Einkommensungleichheit nach
Beschäftigungsstatus, 1991–2015
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP (v33)
Anmerkung: Auf der linken Achse ist der Gini-Koeffizient für die
Einkommen der arbeitenden Bevölkerung abgetragen, auf der
rechten Seite der Gini-Koeffizient für die Einkommen der
Gesamtbevölkerung. Zur besseren Darstellung sind unterschiedliche
Achsenabschnitte gewählt. Berechnungsgrundlage sind die
Arbeitseinkommen auf Individualebene der Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter (25 bis 59 Jahre). Die Angaben beziehen sich auf
Gesamtdeutschland.

3.4 Regionale Unterschiede

Um regionale Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland zu untersuchen, greifen wir auf das SOEP
zurück. In Abbildung 5 ist die Entwicklung der Ungleich-
heit der verfügbaren Haushaltsäquivalenzeinkommen für
Ost-, West- und Gesamtdeutschland dargestellt.

Abbildung 5: Entwicklung der Einkommensungleichheit nach
Landesteil, 1983–2015
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP (v33)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
verfügbaren Haushaltseinkommen der Bevölkerung im
erwerbsfähigen Alter (25 bis 59 Jahre).

Grundsätzlich bestätigt sich in beiden Landesteilen der in
Abbildung 1 sichtbare Trend zu steigender Ungleichheit.
Die Kurven für West- und Gesamtdeutschland verlaufen
über den Beobachtungszeitraum beinahe identisch, was
mit dem größeren Bevölkerungsanteil Westdeutschlands
zu begründen ist. Der Sprung zwischen Gesamtdeutsch-
land und Westdeutschland im Jahr 1991 weist auf die
starke durchschnittliche Einkommensdifferenz zwischen
den neuen Ländern und dem alten Bundesgebiet hin.
Während sich die Ungleichheit innerhalb Ostdeutschlands
zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung auf einem Niveau
von rund 0,194 bewegte, lag sie im Westen bei mehr als
0,235 Indexpunkten.

In der Folge zeigt sich jedoch nicht nur eine wirtschaft-
liche Angleichung beider Landesteile, sondern auch eine
Konvergenz der Ungleichheitsniveaus. So beträgt die Dif-
ferenz der Gini-Indizes zwischen West- und Ostdeutsch-
land am aktuellen Rand nur noch 0,007 Indexpunkte.
Interessant ist auch die unterschiedliche Entwicklung bei-
der Regionen im Zuge der Finanzkrise, welche die Einkom-
mensungleichheit in Westdeutschland stärker als in Ost-
deutschland dämpfte. Dies kann mit dem niedrigeren
Vermögensniveau in Ostdeutschland und folglich mit ei-
nem schwächeren Effekt der zurückgehenden Kapitalein-
kommen am oberen Ende der Einkommensverteilung er-
klärt werden.
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4 Konsumungleichheit

Die Einkommen sind nur eine Dimension der wirtschaftli-
chen Wohlfahrt. Sie geben zwar Aufschluss darüber, wie
die zur Verfügung stehenden Ressourcen verteilt sind,
jedoch nicht darüber, wie diese verwendet wurden. Es ist
daher von Interesse, ebenfalls die Konsumausgaben zu
betrachten. Zwischen Einkommen und Konsum gibt es
deutliche Unterschiede. Zum einen sind erstere deutlich
volatiler. Wenn das Einkommen hoch ist, können die Men-
schen Ersparnisse bilden, um damit in schlechteren Zeiten
ihre Ausgaben zu stabilisieren. Zum anderen ermöglichen
es Kredite, Konsum vorzuziehen. Abgesehen davon könnte
es sein, dass Einkommen in Form von Sozialtransfers in
Umfragen nicht vollständig erfasst werden, weil die Be-
fragten ein soziales Stigma fürchten – was zu einer Über-
schätzung der Einkommensungleichheit führen würde.

Wir stützen uns in unserer Analyse neuerlich auf die
EVS, in der die Ausgaben der Haushalte detailliert erfasst
sind. Problematisch ist hier die zeitliche Verfügbarkeit. Da
die EVS nur alle fünf Jahre erhoben wird, sind die Analyse-
möglichkeiten beschränkt. Zudem wurde der Erhebungs-
modus im Übergang von 1993 auf 1998 von einem jähr-
lichen auf einen vierteljährlichen Referenzzeitraum
umgestellt. Weiterhin unterliegen wie in jeder umfrage-
gestützten Erhebung von Einkommens-, Vermögens und
Konsumdaten auch hier die Antworten der Umfrageteil-
nehmer systematischen Verzerrungen (vgl. Meyer 2018,
S. 23). Größere sowie regelmäßig wiederkehrende Kon-
sumausgaben werden deutlich genauer erfasst als kleine
und unregelmäßige Ausgaben. Wenn solche Erfassungs-
fehler mit der Höhe der Haushaltsausgaben korreliert sind,
kann dies zu falschen Schlussfolgerungen führen. Eine
Möglichkeit, dieses Problem zu umgehen, besteht darin,
sich bewusst auf präzise gemessene Konsumkategorien zu
beschränken. Wie wir zeigen werden, sind die Unterschie-
de in der gemessenen Konsumungleichheit zwischen dem
Gesamtkonsum und den präzise gemessenen Konsumka-
tegorien substantiell.

4.1 Konsumungleichheit in Deutschland

Aufgrund der mangelhaften Datenqualität der frühesten
Erhebungsperiode beschränken wir unsere Betrachtung
der Konsumungleichheit auf die Wellen von 1978 an (vgl.
Bönke et al. 2013, S. 136). Um die Ergebnisse im Zeitverlauf
besser vergleichen zu können, rechnen wir Ausgaben für
das Eigenheim in eine Stromgröße um (vgl. Meyer und
Sullivan 2017). Ebenso rechnen wir ein Mietäquivalent für
Haushalte an, die in Sozialwohnungen leben. Ausgaben

für Ausbildung und Gesundheit, Ruhestand sowie Sozial-
versicherung werden nicht berücksichtigt, sondern als
Investition klassifiziert. Zum Zweck der zeitlichen Harmo-
nisierung multiplizieren wir die quartalsbezogenen Kon-
sumausgaben von 1998 an mit dem Faktor 4. Zusätzlich
gewichten wir die Konsumausgaben mittels der oben be-
schriebenen Äquivalenzgewichtskala.

Abbildung 6: Entwicklung der Konsumungleichheit nach Region,
1978–2013
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der EVS (Statistisches
Bundesamt 2016)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
Konsumausgaben der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25 bis 59
Jahre).

Abbildung 6 zeigt die Entwicklung der Konsumungleich-
heit gemäß der regionalen Differenzierung nach West-,
Ost- und Gesamtdeutschland. Wie bei den Einkommen ist
auch mit Blick auf den Konsum für Westdeutschland ein
steigender Trend seit den achtziger Jahren zu erkennen.
Ebenso ist der Konsum im Westen ungleicher verteilt als
im Osten, wobei sich die Gini-Koeffizienten im Zeitverlauf
angleichen. Somit bestätigt der Verlauf der Konsum-
ungleichheit die festgestellten Trends zu zunehmender
regionaler Angleichung bei steigender Ungleichheitsten-
denz.

Abbildung 7 zeigt die Entwicklung der Ungleichheit
der Markteinkommen und der verfügbaren Haushaltsein-
kommen sowie der Konsumausgaben. DieUngleichheit der
Konsumausgaben bewegt sich hier etwa auf dem Niveau
der Arbeitseinkommen und weit über den verfügbaren
Haushaltseinkommen. Dies ist durchaus überraschend, da
dasEinkommennachSteuernundTransfers viel stärkermit
den Ausgabenniveaus der Haushalte korrespondieren soll-
te als die Markteinkommen. Wie angedeutet könnte dieses
Ergebnis aber in strukturellen Verzerrungen bei der Erhe-
bung der Konsumausgaben begründet sein. Um diese Hy-
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pothese näher zu beleuchten, betrachten wir im folgenden
Abschnitt ein alternativesMaß fürKonsumausgaben.

Abbildung 7: Entwicklung der Einkommens- und
Konsumungleichheit, 1993–2013
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der EVS (Statistisches
Bundesamt 2016)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
Konsumausgaben der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25 bis 59
Jahre) und beziehen sich auf Gesamtdeutschland.

4.2 Präzise gemessene Konsumausgaben

Wir folgen dem Ansatz von Meyer und Sullivan (2017) und
konstruieren ein Maß für präzise erfasste Konsumaus-
gaben. Dieses Maß umfasst all jene Konsumkategorien, die
folgende drei Anforderungen erfüllen. Erstens muss der
aus der EVS errechnete Gesamtumfang einer Kategorie na-
he dem Aggregatsmaß der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung liegen. Damit ist sichergestellt, dass zumindest
im Aggregat die Angaben mit der Wirklichkeit überein-
stimmen. Zweitens muss die Konsumelastizität der präzise
gemessenen Konsumausgaben nahe demWert 1 sein. Dies
ist wichtig, um zu verhindern, dass die Ungleichheit bei
einem Anstieg des Konsums unterschätzt wird. Drittens
muss die Preisentwicklung der präzise gemessenen Kon-
sumkomponenten mit der Gesamtpreisentwicklung über-
einstimmen, damit jene Konsumkategorien den Gesamt-
verbrauch adäquat repräsentieren und die gezeigten
Trends nicht nur auf unterschiedliche Preisentwicklungen
zurückzuführen sind. In der EVS erfüllen die Kategorien
„Miete und Energie“, „Verkehr und Kommunikation“, „Be-
kleidung“, „Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren“,
„Freizeit“ sowie „Außer-Haus-Verpflegung“ diese Anfor-
derungen.

Abbildung 8 zeigt die Entwicklung der Ungleichheit
der Markteinkommen und der verfügbaren Haushaltsein-

kommen sowie der (präzise gemessenen) Konsumaus-
gaben.

Abbildung 8: Entwicklung der Einkommens- und der (präzise
gemessenen) Konsumungleichheit, 1993–2013
Quelle: Eigene Berechnung auf Basis der EVS (Statistisches
Bundesamt 2016)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den äquivalenzgewichteten
Konsumausgaben der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25 bis 59
Jahre) und beziehen sich auf Gesamtdeutschland.

Es gibt drastische Unterschiede zwischen den Gini-Koeffi-
zienten des präzise gemessenen Konsums und des Gesamt-
konsums. Die Differenz beträgt im Durchschnitt rund 0,1
Indexpunkte, was in etwa der Differenz zwischen der Un-
gleichheit der Markteinkommen und der verfügbaren Ein-
kommen entspricht. Die Abbildung verdeutlicht auch den
Einfluss der Umstellung des Erhebungsmodus im Über-
gang von 1993 auf 1998. Der sprunghafte Anstieg der präzi-
se gemessenen Konsumausgaben in diesem Zeitraum
könnte darauf zurückzuführen sein, dass einige Konsum-
ausgaben nur in einemQuartal anfallen. Unsere Hochrech-
nung der jährlichen Konsumausgaben würde dann zu
einer Überschätzung der Konsumausgaben im Vergleich
zu den Vorperioden führen.

5 Vermögensungleichheit

Einkommen und Konsum beschreiben bisher nur Strom-
größen, also Zu- und Abflüsse, gemessen über einen
festgelegten Zeitraum. Die Vermögensverhältnisse, eine
Bestandsgröße, bleiben dabei unberücksichtigt. Die Ver-
mögen bilden jedoch einen wichtigen Aspekt der wirt-
schaftlichenWohlfahrt. InZeitenmit geringemEinkommen
kann man beispielsweise die Konsumausgaben durch vor-
handenes Vermögen stabilisieren. Infolge dessen können
sich wirtschaftliche Abschwünge oder der Verlust der Ar-
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beitsstelle unterschiedlich auf die individuellen Lebens-
situationen auswirken, je nachdem, ob ein Haushalt in den
Vorperioden Ersparnisse aufbauen konnte. Zudem werfen
Vermögen Kapitalerträge ab, die je nach Wirtschaftslage
beträchtlich sein können.

Aufgrund der Aussetzung der Vermögensteuer im
Jahr 1997 gibt es in Deutschland keine verlässlichen ad-
ministrativen Daten, die eine präzise Messung der Ver-
mögensungleichheit zulassen. Wir müssen uns daher auf
umfragebasierte Erhebungen wie das SOEP verlassen.
Diese sind aus mehreren Gründen keine unproblemati-
schen Alternativen. Zum einen sind in Haushaltsbefra-
gungen vermögensstarke Haushalte unterrepräsentiert.
Dies liegt daran, dass die Bereitschaft dieser Haushalte,
an einer Umfrage teilzunehmen und detaillierte Informa-
tionen über ihre finanzielle Situation preiszugeben, nied-
riger ist. Das ist insofern unbefriedigend, als in Bezug auf
die Vermögen oft gerade diese Bevölkerungsgruppe von
Interesse ist. Zum anderen muss man sich bei Befragun-
gen auf Eigenangaben verlassen. Es ist anzunehmen, dass
dadurch die tatsächlichen Vermögensverhältnisse nur un-
genau gemessen werden können. Einerseits besteht die
Gefahr, dass bewusst falsche Angaben gemacht werden.
Andererseits ist es aber nicht unbedingt klar, was man
überhaupt unter Vermögen versteht oder wie dessen Wert
zu bemessen ist. Letzteres ist vor allem in Bezug auf die
Rentenansprüche relevant. In Deutschland, einem Land
mit verhältnismäßig gut ausgebauter staatlicher Alters-
vorsorge, können diese Ansprüche beachtlich sein und
gleichzeitig die Anreize zur individuellen Vermögensbil-
dung durch Ersparnis mindern. Wir berücksichtigen diese
daher explizit und lassen sie in unsere Berechnung der
Vermögensungleichheit einfließen.

Neben Einkommen und Konsum zeigen wir im Folgen-
den, wie die Vermögen in Deutschland verteilt sind. Me-
thodisch orientieren wir uns an Bönke et al. (2017) und
berücksichtigen neben den Nettovermögen zusätzlich ex-
plizit die individuellen Rentenansprüche. Über die gesetz-

liche Rentenversicherung sind rund 78 Prozent der Er-
werbsbevölkerung versichert (Stand 2014). Auf dieses
Vermögen hat man zwar nicht ohne Weiteres Zugriff, es
stellt aber dennoch eine künftige Einkommensquelle dar.
Weitere Ansprüche entstehen über Beamtenpensionen so-
wie aus der betrieblichen und privaten Altersvorsorge. Die
Summe der diskontierten Rentenansprüche und des Netto-
vermögens bezeichnen wir wie Bönke et al. (2017) als
erweitertes Vermögen.

 In den Jahren 2012 und 2013 wurden im SOEP künftige
Rentenzahlungen und Anwartschaften explizit abgefragt.
Für Personen im erwerbsfähigen Alter können wir daher
auf die Angaben zum aktuellen Wert der bisher angehäuf-
ten Rentenansprüche zurückgreifen (sozialversicherungs-
basiertes sowie betriebliches Rentenvermögen). Die An-
sprüche von Beamten berechnen wir als einen mit den
Dienstjahren ansteigenden prozentualen Anteil des letzt-
jährigen Gehalts. Anschließend schätzen wir mit Hilfe der
Sterbetafel des statistischen Bundesamts die erwarteten
Rentenzahlungen über den Lebenszyklus. Um die künfti-
gen Zahlungen vergleichen zu können, diskontieren wir
diese, sodass wir den heutigen Wert erhalten. Im Einklang
mit Bönke et al. (2017) verzichten wir auf eine Äquivalenz-
gewichtung der Vermögenswerte.

Tabelle 1 zeigt die Ungleichheit der Vermögensvertei-
lung in Deutschland im Jahr 2012, unterteilt nach verschie-
denenVermögenskomponenten. In der ersten Spalte findet
sich der Gini-Koeffizient für die jeweilige Vermögenskom-
ponente. Es zeigt sich, dassdurchdieBerücksichtigungvon
Rentenansprüchen die Ungleichheit der Nettovermögen
(Gini von 0,73) spürbar sinkt (auf 0,53). Gleichwohl wird
deutlich, dass jede der betrachteten Komponenten eine
höhere Ungleichverteilung aufweist als beispielsweise Ein-
kommen und Konsum. Mit einem Wert von beinahe 0,80
Gini-Punkten weisen die privaten und betrieblichen Ren-
tenvermögendabei die stärksteKonzentration auf.

Die zweite Spalte zeigt den Anteil der jeweiligen Ver-
mögenskomponente am erweiterten Gesamtvermögen. Die

Tabelle 1: Zerlegung der Vermögensungleichheit

Quelle: Eigene Berechnung auf Basis des SOEP (v33)
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den Vermögen der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25 bis 59 Jahre) und beziehen sich auf
Gesamtdeutschland.
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privaten Nettovermögen weisen mit 40 Prozent zwar den
größten Einzelanteil der betrachteten Komponenten auf;
eine Vernachlässigung von individuellen Rentenansprü-
chen jedoch würde die Bewertung der Vermögensvertei-
lungmassiv verzerren. 60Prozent des imSOEPgemessenen
erweitertenGesamtvermögens gehenaufRentenansprüche
und insbesondere auf Ansprüche aus den staatlichen Vor-
sorgeinstitutionen zurück.

Die dritte Spalte zeigt die Korrelation der einzelnen
Vermögenskomponenten mit dem erweiterten Vermögen.
Alle Komponenten sind positiv mit dem Gesamtvermögen
korreliert. Das heißt, dass ein hohes Maß an Vermögen in
einer der Komponenten tendenziell mit einem hohen Ge-
samtvermögen einhergeht. Mit Werten über 0,8 sind die
Korrelationen für dasNettovermögen sowie für die privaten
undbetrieblichenRentenvermögen amstärksten. Diese Be-
obachtung unterstreicht die umverteilende Wirkung der
staatlichen Rentenkassen. Die staatlichen Rentenansprü-
che sind zwar positiv mit dem Gesamtvermögen korreliert,
jedoch weit weniger als die Ansprüche aus privater Alters-
vorsorge.

Die vierte Spalte fasst die vorhergehende Diskussion
zusammen, indem hier jeder der betrachteten Komponen-
ten ein relativer Beitrag zur Gesamtheit der Ungleichheit
der erweiterten Vermögen zugewiesen ist. Insgesamt kann
beinahe die Hälfte der gemessenen Vermögensungleich-
heit in Deutschland (0,53 Gini-Indexpunkte) auf die un-
gleiche Verteilung von Nettoprivatvermögen zurück-
geführt werden. Ein weiteres Drittel ist den privaten
Vorsorgeinstitutionen, also den privaten und betrieblichen
Rentenvermögen zuzuweisen. Lediglich 19 Prozent gehen
auf Unterschiede der staatlichen Rentenansprüche zurück.
Die Berücksichtigung dieser Rentenansprüche führt also
zu einer erheblichen Reduktion der gemessenen Ver-
mögensungleichheit in Deutschland.

6 Normative Verteilungskonzepte

Der bisherige Fokus auf Einkommens-, Vermögens- und
Konsumungleichheit lässt wichtige normative Fragestel-
lungen außen vor. So bleibt unklar, wie Ungleichheit an
sich beziehungsweise deren Anstieg in Hinblick auf die
Verteilungsgerechtigkeit zu beurteilen ist.6 Einkommens-
unterschiede können durch durchaus legitime Prozesse
entstanden sein, beispielweise wenn eine Person das Ar-

beitspensum reduziert, um sich mehr Freizeit zu verschaf-
fen. Für die normative Bewertung von Ungleichheit ist
daher der Verweis auf historische oder internationale Refe-
renzpunkte nur bedingt zielführend. Es kann zwar fest-
gestellt werden, dass sich die Ungleichheit in eine be-
stimmte Richtung entwickelt hat oder dass sie in zwei
Ländern unterschiedlich groß ist. Es lässt sich jedoch da-
raus nicht ableiten, ob die weniger gleiche Verteilung auch
die ungerechtere ist. Deshalb gilt es im Kontext der norma-
tiven Ungleichheitsbewertung darum, Eigenschaften zu
definieren, die eine Verteilung aufweisen muss, damit sie
als gerecht bezeichnet werden kann.

6.1 Chancengerechtigkeit

Das Konzept der Chancengerechtigkeit, das ursprünglich
der politischen Philosophie entstammt, findet häufig Ver-
wendung. Mit dem Begriff ist gemeint, dass auf der einen
Seite Erfolgsaussichten, wie beispielsweise auf schulische
Bildung, Einkommen oder ein gesundes Leben, nicht von
Faktoren abhängen dürfen, die sich dem persönlichen Ein-
fluss entziehen. In der Literatur werden diese Faktoren als
Umstände bezeichnet. Hierzu gehört das Elternhaus (siehe
Black und Devereux 2011 für einen Überblick über die
Literatur zu intergenerationeller Mobilität). Auch die viel-
diskutierten geschlechtsspezifischen Einkommensunter-
schiede sind ein Beispiel hierfür. Da Menschen ihr Ge-
schlecht zum Zeitpunkt der Geburt nicht frei wählen
können, widerspricht die Existenz von Gender-pay-gaps
dem Prinzip der Chancengerechtigkeit (vgl. Blau und Kahn
2017). Ebenso wenig können sich Kinder das Einkommens-
niveauoder dieNationalität der Eltern aussuchen. DieQua-
si-Vererbung des Bildungserfolgs (vgl. Black et al. 2005)
oder die strukturelle Benachteiligung von Menschen mit
Migrationshintergrund (vgl. Lüdemann und Schwerdt
2013) sind daher mit einer chancengerechten Gesellschaft
nicht vereinbar. Auf der anderen Seite folgt aus dem Kon-
zept aber kein Anspruch auf Ergebnisgleichheit. Vielmehr
gelten Unterschiede zwischen Individuen solange als ge-
rechtfertigt, wie sie auf die jeweilige persönliche Anstren-
gung zurückzuführen sind.

Ausgehend von Arbeiten von John Roemers (1998), hat
das Konzept der Chancengerechtigkeit an Aufmerksamkeit
in der ökonomischen Literatur gewonnen (vgl. Roemer und
Trannoy 2015). Eine zentrale Schwierigkeit liegt darin, die
Chancengerechtigkeit messbar zu machen. Ausgangslage
ist dieAnnahme,dass eineZielvariable sowohl vonUmstän-
den als auch individueller Anstrengung abhängt (vgl. Hufe
und Peichl, im Erscheinen). Hierbei wird explizit berück-
sichtigt, dass individuelle Anstrengung nicht unabhängig

6 Fragen der Gerechtigkeit sind nicht zu verwechseln mit Fragen der
Effizienz. Nach den meisten Gerechtigkeitstheorien kann eine effi-
ziente Volkswirtschaft durchaus Gerechtigkeitsprinzipien verletzten
und somit eine unfaire Verteilung aufweisen.

Ökonomische Ungleichheit in Deutschland – ein Überblick 195



von Umständen existiert. So ist es beispielsweise plausibel
anzunehmen, dass die persönliche Motivation, sich an-
zustrengen, starkvonderErziehung imElternhausabhängt.
In diesem Sinne ist Anstrengung ein Nebenprodukt der
Umstände, in die Personen hineingeboren werden. Die Un-
gleichheiten, die sich daraus ergeben, laufen zumindest
teilweise dem Ideal der Chancengerechtigkeit zuwider.
Wenn sich Menschen unabhängig vom Einfluss durch Um-
stände unterschiedlich stark zur Anstrengung motiviert se-
hen, ergibt sichdarausder faireTeil derUngleichheit.

In einem nächsten Schritt werden die Ausprägungen
der Umstandsvariablen in Typen unterteilt. Wenn wir bei-
spielsweise zwei Umstandsvariablen untersuchen, Ge-
schlecht und familiärer Hintergrund (arm vs. reich), dann
lassen sich die Beobachtungen in vier Typen unterteilen.
Repräsentanten eines Typs sind gleichen Umständen aus-
gesetzt. Gemäß Roemer (1998) werden Ungleichheiten in-
nerhalb dieser Typen der individuellen Anstrengung zu-
geschrieben und als gerecht betrachtet. Je stärker
allerdings die Abweichungen zwischen den einzelnen Ty-
pen sind, desto größer ist die Chancenungerechtigkeit.

6.2 Chancengerechtigkeit in Deutschland

Brunori et al. (2018a,b) nutzenMethoden desmaschinellen
Lernens, um die Typenunterteilung für die Messung von
Chancengerechtigkeit vorzunehmen. Auf Grundlage der
EU Survey of Income and Living Conditions (EU-SILC), die
detaillierte Informationen zu Lebenserfolg und Umstands-
variablen der beobachteten Individuen beinhaltet, lassen
sie einen Algorithmus entscheiden, welche Variablen rele-
vant sind und wie die Typen zu bilden sind. Die Ergebnisse
dieses Vorgehens lassen sich in einem Regressionsbaum-
Diagramm darstellen. Abbildung 9 zeigt die Ergebnisse
von Brunori et al. (2018a,b) für die Verteilung der verfüg-
baren Haushaltseinkommen in Deutschland im Jahr 2010.

Demnach ist die Ungleichverteilung von Chancen in
Deutschland das Ergebnis einer komplexen Interaktion
von Umstandsvariablen, aus der insgesamt 15 Bevölke-
rungstypen hervorgehen. Die ovalen Felder des Baumes
zeigen die Umstandsvariablen, auf Grund derer die Bevöl-
kerung in Typen zerfällt. Die rechteckigen Felder am unte-
ren Rand der Abbildung zeigen das gruppenspezifische

Abbildung 9: Chancenbaum
Quelle: Brunori et al. 2018a, S. 20
Anmerkung: Die Angaben basieren auf den verfügbaren Haushaltsäquivalenzeinkommen der Bevölkerung im erwerbsfähigen Alter (25 bis 59
Jahre) und beziehen sich auf Gesamtdeutschland.
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durchschnittlich verfügbare Haushaltseinkommen der je-
weiligen Typen sowie deren jeweiligen Bevölkerungs-
anteil. Die Gruppe jener Menschen, die aus einem Eltern-
haus mit einem als Fachkraft oder Manager tätigen Vater
stammen, deren Mutter nicht berufstätig war und deren
Vater einen hohen oder mittleren Bildungsabschluss auf-
weist, ist demnach der von den Umständen am meisten
begünstigte Typ (Typ 1). Die Repräsentanten dieses Typs
erzielten 2010 ein durchschnittliches Einkommen von
29.574 Euro und machten 5,7 Prozent der Gesamtbevölke-
rung aus. Personenmit gleichen Umstandscharakteristika,
deren Vater als Servicemitarbeiter, Techniker oder Büro-
kraft tätig war (Typ 2), verfügten über ein geringeres Ein-
kommen von durchschnittlich 26.350 Euro.

Aus dem Regressionsbaum wird ersichtlich, dass die
wichtigsten Umstandsvariablen in Deutschland die Bil-
dung sowie die berufliche Tätigkeit des Vaters sind. Doch
auch der Migrationshintergrund spielt eine große Rolle. So
unterscheidet sich das durchschnittliche Haushaltsein-
kommen von Personen aus Zweiverdienerhaushalten mit
einem mindestens durchschnittlich gebildeten Vater, der
als Service-, Büro-, Technik- oder Fachkraft arbeitet, sig-
nifikant von allen, deren Vater in Deutschland geboren
wurde (Typ 3) oder einen Migrationshintergrund hat (Typ
4). Erstere Gruppe verdientmit 25.718 Euro imDurchschnitt
13 Prozent mehr als Einwandererkinder der zweiten Gene-
ration.

Die Personen in den Typenmit dem niedrigsten durch-
schnittlichen Einkommen haben gemeinsam, dass ihr Va-
ter entweder nicht berufstätig, ungelernt, Geräteführer,
Handwerker oder Landwirt war (Typen 6–15). Innerhalb
dieser Personengruppe ist die Bildung der Mutter beson-
ders relevant. Wenn die Mutter einen Bildungsabschluss
hat, ist es noch möglich, ein durchschnittliches Einkom-
men von bis zu 26.744 Euro zu erzielen (Typ 6). Personen
mit einer Mutter ohne Abschluss befinden sich jedoch
entweder in Typ 14 oder 15, mit einem durchschnittlichen
Einkommen von lediglich 19.784 Euro beziehungsweise
17.442 Euro. Der Unterschied zwischen dem Typ mit dem
niedrigsten Durchschnittseinkommen und dessen mit dem
höchsten beträgt mehr als 70 Prozent.

Auf Basis der dargestellten Unterschiede lässt sich
eine Messzahl für Chancenungerechtigkeit erreichen, in-
dem man den Gini-Koeffizienten für die Verteilung des
durchschnittlichen Typeinkommens berechnet. Dieser be-
trug in Deutschland im Jahr 2010 0,070 Gini-Punkte. Wenn
man diesen Wert mit der gesamten Ungleichheit im ge-
nannten Zeitraum (0,276 Gini-Punkte) skaliert, dann erhält
man eine relative Zahl für das Ausmaß der Chancenunge-
rechtigkeit. Demnach können im Jahr 2010 25 Prozent
(0,070/0,276) der Ungleichheit auf Umstände zurück-

geführt werden, die sich dem individuellen Einfluss-
bereich entziehen. Gemäß unserer Berechnung wiese eine
chancengerechte Verteilung der Haushaltseinkommen al-
so einen Gini-Koeffizienten von 0,207 (0,276–0,070) auf.

Was bedeuten diese Zahlen nun für unsere Schluss-
folgerungen inBezugauf dieGerechtigkeit inDeutschland?
Die obigen Berechnungen legen nahe, dass der überwie-
gende Teil der beobachteten Ungleichheit unabhängig von
den betrachteten individuellen Umstandsvariablen ist. Ist
die weitverbreitete Sorge um die Ungleichverteilung des
Einkommens also normativ unbegründet? Eine solche
Schlussfolgerung steht unter folgenden Vorbehalten. Ers-
tens bezieht sich die Zahl von 25 Prozent auf Einkommen
nach Umverteilung durch Steuern und Transferleistungen.
Das heißt, selbst nach staatlichen Interventionen durch
einen vergleichsweise generösen Wohlfahrtsstaat (siehe
Kapitel 3.2) widerspricht noch mindestens ein Viertel der
beobachteten Ungleichheit dem Ideal der Chancengerech-
tigkeit.

Zweitens verfügen wir lediglich über unvollständige
Informationen über die Umstände, in die Menschen hi-
neingeboren werden. Beispielsweise stellt die EU-SILC kei-
ne Informationen über Erziehungsstile oder Arrangements
zur Kinderbetreuung bereit, obwohl diese Variablen den
späteren Lebenserfolg stark beeinflussen (siehe unter an-
derem Garcia et al., im Erscheinen). Wenn eine vollständi-
ge Beschreibung der individuellen Hintergrundvariablen
nicht zur Verfügung steht, sind die oben dargelegten Maße
als untere Grenze für das Ausmaß an Chancenungerechtig-
keit zu interpretieren (vgl. Niehues und Peichl 2014 sowie
Hufe et al. 2017). Demnach beträgt das Ausmaß der Chan-
cenungerechtigkeit in Deutschland mindestens 25 Prozent
und liegt mit hoherWahrscheinlichkeit noch darüber.7

Drittens beziehen wir uns lediglich auf ein einzelnes
Gerechtigkeitskriterium zur normativen Bewertung der be-
obachteten Einkommensverteilung. Während das Ideal
der Chancengerechtigkeit weithin anerkannt ist, stellt es
jedoch nicht das einzige Ideal dar, das sich in den Gerech-
tigkeitsvorstellungen der Menschen wiederfindet (Konow
und Schwettmann 2016). Beispielsweise haben experimen-
telle Studien gezeigt, dass Menschen Armutsminderung
auch dann befürworten, wenn die Armut selbstverschul-
det ist (vgl. Cappelen et al. 2013). Die normative Bewertung
einer Einkommensverteilung sollte dem Rechnung tragen.
Ein Vorstoß in diese Richtung findet sich in der Arbeit von
Hufe et al. (2018), in der die Autoren versuchen, die Ideale

7 Niehues und Peichl (2014) berechnen neben der Untergrenze auch
eine Obergrenze für die Chancenungerechtigkeit in Deutschland und
kommen auf ein Intervall von 25–60 Prozent der Gesamtungleichheit.
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der Chancengerechtigkeit sowie der Abwesenheit von Ar-
mut in einem gemeinsamenMaß zu kombinieren.

7 Schlussfolgerungen

In der politischen Debatte ist das Thema der Ungleichheit
derzeit allgegenwärtig, ebenso wie die Frage, was politisch
daraus folgt. Über die Herausforderungen der Ungleich-
heitsmessunghingegenwirdweitweniger diskutiert. Dabei
hängt dieBewertungvonUngleichheitmaßgeblich vonden
verwendeten Zielvariablen ab. Streben wir nach einer An-
gleichung der Einkommen, des Konsums oder aber der
Chancen zur Einkommenserzielung? Je nach Antwort auf
diese Frage können sich die politischen Maßnahmen zur
Minderung bestehender Ungleichheiten bedeutend von-
einander unterscheiden. Selbst innerhalb dieser verschie-
denen Zielvariablen ergeben sich starke Unterschiede je
nach verwendetemMesskonzept. Obwir nun die Ungleich-
heit der Markteinkommen oder der verfügbaren Haushalts-
einkommen messen, oder ob wir beispielsweise den
gängigen Vermögensbegriff um die individuellen Renten-
ansprüche erweitern, hat massive Auswirkungen auf die
Ungleichheitsmessung und die daraus folgenden Diagno-
sen und Empfehlungen zur Notwendigkeit politischer Ein-
griffe.

Als Fazit lässt sich festhalten, dass es Deutschland im
internationalen Vergleich sehr gut geht. Im Vergleich mit
anderen Ländern haben wir die Wirtschafts- und Finanz-
krise gut gemeistert und erleben den längsten Aufschwung
in der Geschichte der Bundesrepublik mit Rekordniveaus
der Beschäftigung und niedriger Arbeitslosigkeit. Darüber
hinaus ist Deutschland im internationalen Vergleich ein
Land mit moderater Einkommensungleichheit und einem
stark ausgebauten Sozialstaat. Gleichwohl heißt ein relativ
gutes Abschneiden im internationalen Vergleich nicht,
dass alles bestens ist. Je nach Einkommenskonzept und
Datenquelle sehen wir (teilweise) einen Anstieg der Ein-
kommens- und Konsumungleichheit auch in den zurück-
liegenden Jahren. Die gemessenen Vermögen (ohne Ren-
tenansprüche) sind sehr ungleich verteilt. Hier ist die
Politik gefordert. Im Kontext der Einkommensungleichheit
sollte sich die Politik in Deutschland darauf konzentrieren,
die im Abgaben- und Transfersystem vorhandenen Hürden
für mehr Arbeitsangebotsanreize abzubauen (vgl. Buhl-
mann et al. 2017 und Bruckmeier et al. 2018) und im
Bildungssystem für mehr Chancengerechtigkeit zu sorgen.
Eine Reform des Steuer- und Transfersystems sollte dieses
als Gesamtheit umfassen und zu einem integrierten Sys-
tem von Steuern, Transfers und Sozialabgaben führen
(Löffler et al. 2012). Einer höheren Besteuerung von Kapital

und Vermögen sind im internationalen Steuerwettbewerb
enge Grenzen gesetzt. Deshalb wäre es zur Bekämpfung
von Vermögensungleichheit wichtiger, den Vermögensauf-
bau für die breite Masse der Bevölkerung zu erleichtern
und zu fördern.

Zu guter Letzt ist auch die verwendete Datengrundlage
nicht zu vernachlässigen. Administrative und umfrageba-
sierte Erhebungen decken jeweils andere Spektren der
Bevölkerung ab und beziehen sich auf unterschiedliche
Messkonzepte der betrachteten Zielvariable. Eine systema-
tische Verknüpfung von umfragebasierten und adminis-
trativen Datenquellen würde der Ungleichheitsforschung
in Deutschland einen weiteren Schub geben und somit den
Wissenschaftsstandort Deutschland verbessern.

Danksagung: Wir bedanken uns bei Lisa Ederer und Niels
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